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Beklagte und Revisionsbeklagteo

Der 50 Senat des Bundessozialgerichts hat 0 h n e

mündliche Verhandlung am 20 Juli 4970 durch

Senatspräsident Dr„ L a n g k e i t

- Vorsitzender -‚
Bundesrichter . . Dr„ K r e b s ‚
Bundesrichter S p i e l m e y e r „
Bundessozialrichter Dr„ Fritzemeyer und '

Bundessozialrichter H a h n e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des
Bayerischen Landessozialgerichts vom 220 Oktober 4969
aufgehoben„

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des
Sozialgerichts Bayreuth vom 460 Juli 4968 wird zurück-
gewieseno

Außergerichtliche Kosten des Berufungs— und Revisions—

‚
verfahrens sind nicht zu erstatten°
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Die Beteiligten streiten darüber‚ ob die klagende landes—

versicherungsanstalt (LVA) an die beklagte Allgemeine Orts-
krankenkasse Beiträge zur Rentnerkrankenversicherung für

drei Frauen zu zahlen hat‚ deren Anträge auf Renten sie

rechtsverbindlich abgelehnt hatte, denen sie aber nach

einer Prüfung von Amts wegen nach Art() 5 $ 6 des Rentenver-

sicherungs—Änderungsgesetzes (RVÄndG) vom 90 September 4965
(BGBl I 476) mit Wirkung vom 40 Juli 4965 Rente zugebilligt

hatte° Streitig ist dabei die Zeit vom 40 Juli 4965 bis zur
'"

austellung der jeweiligen Rentenbescheideo

Die 4904 geborene Frau Babette 33331 aus N:;i■xzr natte im_

Juni 4964 bei der Klägerin Antrag auf das (vorgezogene)
Altersruhegeld gestellt; dieser wurde mit Bescheid vom

505 September 4964 abgelehnto Mit Bescheid vom 240 Februar

4967 bewilligte ihr die Klägerin unter Bezug auf das RVÄndG

vom 9 Juni 4965 das Altersruhegeld mit hirkun3 vom 40 Juli

4965 an„ : „; *
' I

Die 4894 geborene Frau Anne “11:11 “us F „zittxx■„““ud(
(zuletzt) im Februar 4958 Antrag auf

Hinterbliebenenrente

gestellt; dieser wurde durch Bescheid der Klägerin vom

46 August 4958 abgelehnt Aufgrund des RVÄndG wurde ihr

mit Bescheid vom 22 Juni 4967 Uitwenrente ab 4 Juli 4965

gewährt If

Die 4896 geborene Frau Anna Fit: aus F;j:::£■n„bei Nürnberg

hatte im August 4964 Altersruhegeld beantragt; dieser

33333g war mit Bescheid der Klägerin vom 50 Oktober 4964

abgelehnt werden() Auch ihr wurde mit Bescheid vom 80 Novem—

ber 4966 das Altersruhegeld naeh dem RVAndG mit Wirlzung

ab 4„ Juli 4965 gewährt '
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Die Beklagte hatte für die drei Versicherten Pflichtbeiträge

zur Krankenversieherung der Rentner aus den von ihr für die

Klägerin eingezogenen Rentenversicherungsbeiträgen einbehalten‚

und zwar
\

für Frau B■jj■ffüf die Zeit Vom 40 Juli 4965 bis
zum

280 Februar 4967 im Betrag von 575,55 DM‚

für Frau D11113'für die Zeit vom 40 Juli 4965 bis zum

500 Juni 4967 im Betrag von 7o7‚08 DM,

für Frau Fjjjjfür die Zeit vom 40 Juli 4965 bis zum

500 November 4966 im Betrag von 477‚57 DMO

Daraufhin hat die Klägerin Klage mit dem Antrag erhoben? die

Beklagte zu verurteilen, ihr im Wege der Verrechnung einbe-

haltene Beiträge der vorgenannten versicherten Frauen ab

40 Juli 4965 bis zur je■eiligen Zustellung der Rentenbescheide

im Gesamtbetrag von 40758‚— DM zu erstatten„

„ - \ ,Das Sozialgericht (SG) hat der Klage stattgegeben: Eine Mit—

gliedschaft in der Krankenversicherung sei nur sinnvoll‚

wenn der Versicherte die tatsächliche Möglichkeit habe, den
Versicherungsschutz wahrzunehmen; der Beitrag zur Kranken-

versicherung sei eine GegenleiStung für die Gewährung des Ver—

sioherungsschutzes° Infolgedessen müßten sowohl der Rentenbe—

werber als auch der Krankenversicherungsträger die konkrete

Möglichkeit haben, das Versicherungsverhältnis festzustellena

Das treffe aber bei Wiederaufleben von Rentenanträgen kraft

Gesetzes nicht zu; es müsse daher auf den Grundgedanken des

€ 506 Abs„ 2 der Reichsversichem ngsordnung (EVO) idF des
Finanz—Änderungsgesetzes (FinÄndG) zurückgegangen werdeno

Das Landessozialgericht (LSG) hat auf die Berufung der Be—

klagten die Klage abgewiesen„ Zur Begründung hat es ausge—
führt: Die Voraussetzungen des 5 465 Abs„ 4 Nr° 5 und 4 RVG

\ r _ 1
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hätten vorgelegeno Die Rentenanträge seien zwar von der

Beklagten vor dem 40 Juli 1965 rechtsverbindlich abge-
lehnt werden, sie seien jedoch auigrund des Art„ 5 $ 6

Satz 4 RVÄndG mit Wirkung vom 4° Juli 1965 wieder auf—
gelebt° Denn der Gesetzgeber habe nicht eine Rentenge-

währung von Amts wegen angeordnet, sondern nur zum Aus-

druck gebracht9 daß die bereits abschlägig beschiedenen

Rentenanträge ohne neuen Antrag aufgrund der Vorschriften

des RVÄndGerneut zu überprüfen seieno Den aufgrund
dieser Vorschrift zugebilligten Renten lägen somit die

früheren Anträge zugrunde°

Die Versicherungspflicht trete kraft Gesetzes ein? wenn

die Voraussetzungen erfüllt seien‚ ohne daß die Beteilig—

ten davon Kenntnis haben müßten; das gelte sowohl für

die versicherungspfliehtig Beschäftigten als auch für

die Rentner„ Der Hinweis auf das FinÄndG 4967 greife

nicht durch‚ weil dieses Gesetz keinen Bezug auf das

schon vorher erlassene RVÄndGhabe() Das LSG hat die Re—
vision zugelassen„

Die Klägerin hat gegen das Urteil Revision eingelegte
Sie trägt vor: Die abgelehnten Anträge seien nicht wieder

aufgelebt, sondern seien verbraucht geweseno Denn es '

habe auf Anordnung des Gesetzgebers von Amts wegen eine

Neuprüfung der Anspruchsvoraussetzungen stattgefunden;

diese Überprüfung von Amts wegen sei deshalb möglich ge-

wesen, weil die Versieherungsträger von allen vor dem

40 Juli 4965 verbindlich abgelehnten Anträgen Kenntnis

gehabt hätten und damit die Gewähr für eine Überprüfung

aller dieser Fälle gegeben sei° Die gegenteilige Luf-

fassung des LSG führe zu dem Ergebnis? daß die Betreffen—

den auch dann Beiträge zu zahlen hätten? wenn eine er—

neute Überprüfung keinen Anspruch auf Rente ergeben

_5...
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hätte; eine derartige finanzielle Belastung habe aber der Gesetz-

geber nicht gewollt„ Hinzu komme‚ daß die Rentner seit 40 Januar

4968 zu den Aufwendungen der Rentnerkrankenversicherung 2 VORo

ihrer Rentenbezüge beizutragen hätten° Folge man der Auffassung

des LSG, so müßte die Klägerin von diesem Zeitpunkt ab 2 voHo der
Rente in Abzug bringen„ Dies konnten aber die Rentenempfängcr nicht

hinnehmen‚ weil ihnen bis zum Zeitpunkt der Rentenbewilligung die4

Existenz einer Pflichtkrankenversicherung unbekannt gewesen seio
1 i

.i ; *

Für den Beginn der Pflichtversicherung müsse daher anstelle des

Antrags ein anderer Zeitpunkt genommen werden° Dieser sei der Zugang

“des Rentenbewilligungsbescheideso Unter diesen Umständen komme auch

ein Beitragsanspruch und die Gewährung von Krankenhilfe für die

zurückliegende Zeit nicht in Betracht„ Art„ 5 @ 2 FinÄndG 4967

lasse Rückschlüsse auf die Richtigkeit dieser Ansicht zu°

Die Klägerin beantragt,
‘

das Urteil des Bayerischen LSGvom 220 Oktober 4969
aufzuheben und die Berufung der Beklagten gegen das

Urteil des SG Bayreuth vom 460 Juli 4968 zurückzu—

weiseno

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Beide Beteiligte sind mit einer Entscheidung ohne mündliche Ver—

handlung einverstanden;

II

Die Revision ist begründet„

Nach 5 465 Abs„ 4 Nro } und 4 RVG in der vor Inkrafttreten des

Finanz—Änderungsgesetzes 4967 (BGBl I 4259} gültigen Fassung waren
die hier genannten Personen in der gesetzlichen Krankenversicherung
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versichert, wenn sie ua die Rente beantragt hatten„

Nach dieser Vorschrift hatte für die drei Frauen, um deren

Versicherungsbeiträge die Beteiligten streiten, eine Ver—

“sicherung bestanden‚ aber jeweils nur bis zum Ende ÖOS‘

Monats, in dem die Anträge endgültig abgelehnt werden
'

waren(Vgi„ %545a‚Abs°.2 Satz 2 RVO)„

Streitig ist‚ seit wann diese Versicherung dadurch erneut

begründet ist, daß das RVÄndG vom 9„Juni 4965 (BGBl 1 476)

einen Anspruch auf eine Leistung gegeben und die klagende

INA demgemäß eine Rente festgesetzt hat„ Diese Rentenzu—

billigung fand von Amts wegen aufgrund einer neuen Prüfung

des Rentenversicherungsträgers statt, ohne daß dafür ein

besonderer Antrag zu stellen war (Art„ 5 5 6 RVÄndG}„

Jedoch begründete die Überprüfung der abgelehnten Renten-

ansprüche keine Versicherungspflicht schon vom 40 Juli

4965 - dem Zeitpunkt des Rentenbeginns - ano Zwar erfolgte

die Prüfung aufgrund des alten Rentenantrags (ohne einen

solchen hätte nicht über den Anspruch entschieden werden

können‚ vgl„ 5 4545 Abs° 4 Nr„ 2 RVO)„ Aber es macht
einen Unterschied, ob aufgrund eines Antrags erstmals

der Rentenanspruch geprüft und nach 5 545 a Abso 4‚

Abs() 2 Satz 4 BVD die Mitgliedschaft begründet wird oder

ob ein bereits bindend abgelehnter Antrag ohne Kenntnis

des Antragstellers von Amts wegen neu geprüft wird„.

Am 4° Juli 4965 war noch ungewiß, welches Ergebnis eine

solche Überprüfung haben würde„ Krankenversicherungsver-

hältnisse müssen aber vorausschauend beurteilt werden;

Spätere rechtliche oder tatsächliche Änderungen dtrfen
no&eßt auf einen bereits abgeschlossenen Tatbestand über«

ragen werden„ Dies geht in derartigen Fällen schon deshalb

nicht, weil dann rückwirkend Leistungen und Beiträge zu
erbringen wären, obwohl die Betreffenden sich vtileicht

_ 7 _
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schon privat haben
behandeln lassen° Zwar tritt grundsätzlich

ein Versicherungsverhältnis ein‚ wenn die gesetzlichen Voraus—

setzungen e■■llt sind, ohne Rücksicht darauf? ob die Betreffen—

den es wollen‚ ob sie h ervon Kenntnis haben und ob Beiträge ge—

zahlt werdenoVon diesem Fall‚ bei dem die die Mitgliedschaft

begründenden Tatsachen vorlegen9 aber von den Beteiligten ver—
kannt wurden‚ ist der vorliegende Sachverhalt zu unterscheiden?

bei dem 3393yjrkend aus einem nachträglich geschaffenen Tatbestand

Rechtsfolgen abgeleitet werden sollen° Die Versicherung mit der

Pflicht zur Beitragszahlung kann daher erst in Kraft treten‚

sobald die Krankenkasse
Von der Versicherungspflicht Kenntnis

erhalten hat„ Erst von diesem Zeitpunkt an wußten die Beteiligten‚

daß eine Pflichtversicherung besteht, und konnten ihr Verhalten

entsprechend einrichteno Auch wenn Art° 5 5 2 FinÄndG 4967 vom

21° Dezember4967 (BGBl I 4259) auf den vorliegenden Fall nicht
anwendbar ist (er ist erst später in Kraft getreten und betrifft

andere Tatbestände), so muß doch sein Grundgedanke hier zur An-

wendung kommen: Die Mitgliedschaft beginnt erst mit dem Tage, an

dem die zuständige Kasse von der Versicherungspflicht Kenntnis

erhälto ?
\

\ ’ ‘:

1

Unter diesen Umständen ist kein Anspruch der beklagten Kranken—

kasse auf Zahlung von Beiträgen zur Rentnerkrankenversicherung

für die Zeit vom 10 Juli 1965 bis zur Bekanntgabe des jeweiligen

Rentenbescheids gegeben„ Die Beklagte durfte nicht mit Beiträgen

zur Rentnerkrankenversicherung gegen die abzuführenden Renten—

versicherungsbeiträge aufrechnen°

Die Klage ist daher begründet° Es muß deshalb auf die Revision

der Klägerin das Urteil des LSG aufgehoben und die Berufung der

Beklagten gegen das sozialgerichtliche Urteil zurückgewiesen

werdeno }
‘

t
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Die Kostenentscheidung beruht auf S 195 Abs„ 4 des

Sozialgerichtsgesetzeso
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